ee: 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr, 4147.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Dezember 1854., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von der Aachen-Trierer Straße bei Bitburg uͤber Speicher bis 
zur Bonn⸗Trierer Chauſſee bei Rothaus. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗Chauſſee von der Aachen⸗Trierer Straße bei der Kreisſtadt Bitburg über 
Speicher bis zur Bonn⸗Trierer Chauſſee bei Rothaus, im Kreiſe und Regierungs⸗ 
bezirke Trier, genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Staats-Chauffeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße 
zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich den betheiligten Gemeinden 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
onen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. N 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 f 

Charlottenburg, den 4. Dezember 1854. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. „. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1855. (Nr. 4144149) ; 3 (Nr. 4148.) 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Januar 1855. 


„5 


(Nr. 4148.) Allerhöͤchſter Erlaß vom 11. Dezember 1854., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte zum Bau und zur Unterhaltung einer Chauſſee von 
Polniſch-Wartenberg nach Kempen. 


Nuchden Ich durch Meinen Etlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Polniſch-Wartenberg nach Kempen durch den Kreis Polniſch⸗ 
Wartenberg genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften „ auf dieſe Straße 
zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe Polniſch⸗War⸗ 
tenberg gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. 
Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße 
zur Anwendung kommen. 5 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 11. Dezember 1854, 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Ir. 4449.) Statut für den Schwetz Neuenburger Deichverband. Vom 27. Dezember 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 


Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der Schwetz⸗ 
Neuenburger Niederung Behufs gemeinſamer Unterhaltung der Deiche gegen 
die Ueberſchwemmungen der Weichſel zu einem Deichverbande zu vereinigen, und 
nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, 
genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 

Et Ä 28. 


y | | 

5 

28. Januar 1848. H. 14. und 15. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 1848. 
Seite 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Deich verband der Schwetz-Neuenburger Niederung“ 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


| H. 1. ’ 

0 In der am linken Weichſelufer von dem Dorfe Nieder⸗Sartowitz bis zur 

Stadt Neuenburg ſich erſtreckenden Niederung werden die Beſſtzer aller ‚ein 

gedeichten und noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei 

einem Waſſerſtande von 21 Fuß 10 Zoll am Graudenzer Pegel der Ueber⸗ 
ſchwemmung unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. 

Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in Schwetz. 


§. 2. i 
Fuͤr dieſen Deichverband ſollen die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnf⸗ 
tig zu erlaſſende Deichſtatute vom 14. November 1853. (Geſetz⸗Sammlung 
vom Jahre 1853. Seite 935.) Guͤltigkeit haben, ſoweit ſie nicht in Folgendem 
abgeaͤndert oder ergaͤnzt ſind. . 


d H. 3. we 
Dem Deichverbande liegt es ob, den Treuler Deich bis an die Montau 
für Rechnung der Intereſſenten des Vertrages vom 2. Mai 1850. anſchlags⸗ 
mäßig weiter zu bauen, desgleichen für Rechnung des Verbandes den Deich 
von der Montau bis zur Höhe bei Neuenburg in den von den Staatsver⸗ 
waltungsbehoͤrden feſtzuſtellenden Abmeſſungen zu verlaͤngern, die zur Abfuͤh⸗ 
rung des Montaufluſſes erforderliche Auslaßſchleuſe einzurichten und den ſchon 
vorhandenen Deich von Nieder⸗Sartowitz ab bis auf eine den hoͤchſten bekann⸗ 
ten Waſſerſtand um mehrere Fuß uͤberſteigende Höhe fo ſchnell als irgend moͤg⸗ 
lich auszubauen und zu unterhalten, mit waſſerſeitig dreifuͤßiger, landſeitig zwei⸗ 
fuͤßiger Boͤſchung und einer Kronenbreite von Kerzehn Fuß: 3 
Wo der Deich als Landſtraße benutzt wird, iſt derſelbe auf zwanzig Fuß 
Kronenbreite zu bringen, auch überall, wo es von der Regierung für erforder⸗ 
lich erachtet werden ſollte, durch ein landſeitiges Banquet zu verſtaͤrken. 
So weit das Letztere als Landſtraße dient, wird es von den angrenzen⸗ 
den Ortſchaften unterhalten. a 8 


H. 4. 
Der Montaufluß, welcher die Hauptabwaͤſſerung der Niederung bildet, 
iſt in feinem ganzen Laufe durch die Niederung Seitens der Deich verwaltung 
zu reguliren, nach einem von der Regierung feſtzuſtellenden Plane. 
»Einſtweilen bleiben die durch die Regulative vom 21. Januar 1796. und 
vom 25. Dezember 1835. begründeten Krautungsverbande zu den laufenden 
Krautungs⸗ und Raͤumungsarbeiten verpflichtet und unterliegen dabei der Auf⸗ 
ſicht der Deichverwaltung. 8 i 
Sobald indeſſen die Regulirung der Montau ausgefuͤhrt iſt, wird die 
Gr. 4149) a 3. Re⸗ 
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Regierung nach Anhoͤrung des Deichamtes ein die ganze Niederung umfaſſendes 
Krautungs⸗ und Vorfluths⸗Regulativ erlaſſen und darin das Beitragsverhaͤltniß 
der Entwaͤſſerungsintereſſenten fuͤr die Folge beſtimmen. 5 

Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen oder nach befonderen Rechtstiteln dazu 
bisher verpflichteten Ortſchaften und Beſitzer. : 

Beſchwerden gegen den Regulirungsplan der Montau und gegen das 
Krautungs⸗ und Vorfluths⸗Regulativ entſcheidet das Miniſterium für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


H. 5. 


Die Staudeiche an der Montau ſollen auf dem rechten Ufer von der 
oberen Grenze der Feldmark von Klein⸗Sanskau bis zur Deichſchleuſe, auf dem 
linken Ufer von Kommerau bis zur Olszyna⸗Wieſe, und der ſogenannte Quer⸗ 
wall auf dieſer ſelbſt, nach dem von der Regierung nach Anhörung des Deich⸗ 
1 17 Meliorationsplane normaliſirt, beziehungsweiſe vervollſtaͤn⸗ 

igt werden. 5 5 

5 Die Wieſen zwiſchen den Stauwällen und zwiſchen der Auslaßſchleuſe 
und dem Querwall bilden das Haupt⸗Sammelbaſſin für die Binnengewaͤſſer, 
welche ſich darin, wenn die Deichſchleuſe wegen Hochwaſſers im Strome ge⸗ 
ſchloſſen werden muß, bis zu vierzehn Fuß Pegelhoͤhe aufſtauen duͤrfen. 

Bei ſtaͤrkerem Andrange des Binnenwaſſers kann dieſes durch einen im 
Olszyna⸗Wall anzulegenden Ueberfall auf die zunaͤchſt liegenden Wieſen ablau⸗ 
fen und fließt demnaͤchſt beim Ablauf des Hochwaſſers im Strom und Haupt⸗ 
Baſſin durch eine Schleuſe der Montau wieder zu. 5 

Ob dieſe Wieſen ebenfalls einzuwallen und dadurch zu einem Reſervebaſſin 
ae ſind, daruͤber wird die Regierung nach Anhoͤrung des Deichamtes 
entſcheiden. RL 
Die Ausführung dieſer Anlagen geſchieht durch den Deichverband; die 
fernere Unterhaltung der Staudeiche und der darin vorhandenen Schleuſen, 
desgleichen die Umwallung der ſogenannten Quellungen liegt denjenigen Ort⸗ 
ſchaften und Beſitzern ob, welche dieſelbe bisher bewirkt haben, oder dadurch 
nach dem Ermeſſen der Regierung vorzugsweiſe geſchuͤtzt werden. 

Nur die Hauptſchleuſe in dem Reſervebaſſin und der Ueberfall im 
Olszyna⸗Wall wird von dem Deichverbande unterhalten. 

Das Statut der Kommorsker Wieſenverwallungs⸗ und Schleuſen⸗So⸗ 
zietaͤt vom 29. Oktober 1822. wird von der Regierung einer Reviſion unter⸗ 
worfen und nach Anhörung der Intereſſenten neu ausgefertigt. | 

Beſchwerden daruber oder über den Meliorationsplan für die Staudeiche 
entſcheidet das Miniſterium fuͤr landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 

Die Deichverwaltung wird darauf ſehen, daß die Verwallungen, Schleu- 
ſen und Waſſerloͤſungen ſtets in gutem Stande erhalten werden und die dabei 
Saͤumigen nach den beſtehenden oder von der Regierung noch zu erlaſſenden 
Vorſchriften dazu noͤthigenfalls zwangsweiſe anhalten, 


. H. 6. 


2 
$. 6. 5 

Die zum Schutze des Deiches erforderlichen Uferwerke hat der Deich⸗ 
verband anzulegen und zu unterhalten, vorbehaltlich feiner Anſpruͤche an andere 
Verpflichtete. 5 

Die durch neue derartige Anlagen des Verbandes entſtandenen Verlan⸗ 
dungen werden Eigenthum deſſelben. 


Hi 7. 


Die Arbeiten des Verbandes werden theils durch Naturalleiſtungen be⸗ 
wirkt, theils durch die Deichbeamten für Geld aus der Deichkaſſe ausgeführt. 

Die gewöhnlichen Erdarbeiten, Fuhren und Materialien werden nach dem 
jährlichen Beduͤrfniß auf die zum Verbande gehörenden Ortſchaften und ein⸗ 
zelnen Beſitzer vertheilt; jedoch bleibt dieſen unbenommen, ſtatt der eigenen 
Arbeiten und Leiſtungen eine Geldleiſtung zu wählen, deren Saͤtze das Deich- 
amt beſtimmen wird. 5 . a AG 
Die Wahl der Geldleiſtung muß dem Deichhauptmann bis zum 15. April 
jeden Jahres angezeigt werden, widrigenfalls die Erklärung im Laufe des Jah⸗ 
res nicht beruͤckſichtigt zu werden braucht. 3 

Die obigen Naturalleiſtungen kann das Deichamt mit Genehmigung der 
Regierung ſo lange und ſo weit beibehalten, als es mit dem Zwecke des Ver⸗ 
bandes vertraͤglich iſt; aber auch ſchon ſo lange die Naturalleiſtungen beibehal⸗ 
ten werden, muß zur Beſtreitung der uͤbrigen Beduͤrfniſſe des Verbandes, zur 
Beſoldung der Deichbeamten, zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten 
des Verbandes etwa kontrahirten Schulden, zur Anſammlung eines Reſerve⸗ 
Fonds von 6000 Rthlrn. u. ſ. w. ein Deichkaſſenbeitrag entrichtet werden, der 
für jetzt auf jährlich vier Silbergroſchen für den Normalmorgen (I. Beitrags⸗ 
klaſſe) Preußiſch feſtgeſetzt wird. a 

Die von den Deichgenoſſen auszufuͤhrenden Erdarbeiten muͤſſen bis zum 
1. Auguſt jeden Jahres, die Uferbauten bis zum 1. Oktober fertig ſein, wenn 
die Regierung nicht ausnahmsweiſe eine langere Friſt bewilligt. i 


$ 8. 


Die Vertheilung der Arbeiten und Leiſtungen, ſowie der baaren Geld⸗ 
beitraͤge erfolgt nach dem von der Regierung in Marienwerder auszufertigen⸗ 
den Deichkataſter. Ein Entwurf deſſelben iſt bereits aufgeſtellt und ſind dabei 
folgende Grundſaͤtze beobachtet: Be 

1) Ruͤckſichtlich der Lage gegen Ueberſchwemmung find die Grundſtuͤcke 
zwiſchen der Montau und der landſeitigen Inundationsgrenze um ein 
Drittel geringer veranlagt, als die Grundſtuͤcke zwiſchen der Montau und 
der Weichſel-Deichlinie; 

2) die Laͤndereien zwiſchen den Staudeichen der Montau und zwiſchen der 
Deichſchleuſe und dem Querwall auf der Olszyna-Wieſe, welche das 
Haupt⸗Sammelbaſſin für die Binnengewaͤſſer bilden und der Inundation 
durch dieſelben unterliegen, bleiben fuͤr die erſten zehn Jahre deichfrei 
und konnen demnaͤchſt nur mit Genehmigung der Regierung zu Beitraͤ⸗ 

(Fr. 4149.) FR ‚gen 


ers * 
gen veranlagt werden, in ſoweit ſich ein Nutzen von den Anlagen des 
Verbandes fuͤr dieſelben herausſtellt; a fi 
3) den Beſitzern der Grundſtuͤcke in dem Reſervebaſſin ‚gebührt dagegen nur 
in den Jahren, wo der Ertrag derſelben durch Binnenwaſſer⸗Ueberſchwem⸗ 
mungen nach dem Ermeſſen des Deichamtes erheblich geſchmaͤlert worden 
iſt, ein Erlaß an der Deichpflicht; . 
nach dem Ertragswerthe find fir die Laͤndereien vier Klaſſen angenom⸗ 
men, und zwar: 
in der I. Klaſſe nach der vollen Flaͤche veranlagt, außer den Hof— 
und Bauſtellen und Gärten, die Grundſtuͤcke mit Weizen⸗, Gerſt⸗ und 
gutem Roggenboden, ſowie Wieſen, welche ſolchem Lande im Ertrage 
gleich ſtehen; 
in der II. und III. Klaſſe zu drei viertel und ein halb der Flaͤche 
die Grundſtuͤcke, welche wegen geringerer Beſchaffenheit des Bodens oder 
wegen Abwaͤſſerungsmaͤngel den Grundſtuͤcken erſter Klaſſe im Ertrags⸗ 
werthe verhaͤltnißmaͤßig nachſtehen, desgleichen die uͤbrigen Wieſen; 
in die IV. Klaſſe endlich ſind die beſtaͤndigen Huͤtungen, die ſtark 
aufgeſandeten oder ausgeriſſenen Laͤndereien, ſofern ſie uͤberhaupt noch 
ertragsfähig find, gewieſen und mit ein viertel der Fläche veranlagt. 
In der unteren Niederung von der Grenze der Feldmark Kommerau 
einerſeits und dem Montauer Sommerwall andererſeits ab werden die Wieſen 
und Weiden im Kataſter gegen die Grundſtuͤcke gleicher Art in der oberen Nie⸗ 
derung herabgeſetzt, und zwar werden 8 N 
a) diejenigen Wieſen und Weiden, welche in Folge der Eindeichung gcker⸗ 
faͤhig werden, um ein viertel der Flaͤche, 
b) die uͤbrigen tiefen Wieſen und Huͤtungen um ein halb der Flaͤche 
ermaͤßigt. 5 
Beis zur definitiven Feſtſtellung des Deichkataſters werden hiernach die 
Leiſtungen und Abgaben der Deichgenoſſen vertheilt. 

Behufs der Feſtſtellung iſt das Kataſter dem Deichamte vollftändig, den 
einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der Güter, welche einen 
beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitzutheilen und zugleich im 
Amtsblatt eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher das 
Deichkataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei letzterem ange⸗ 
bracht werden kann. 5 
ö Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden, welche 
auch gegen die obigen Grundſaͤtze der Kataſtrirung gerichtet werden koͤnnen, 
von dem Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deich- 
amts⸗Deputirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen unterfucht. 

Dieſe Sachverſtaͤndigen ſind hinſichtlich der Grenzen des Inundations⸗ 
gebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthi⸗ 
genfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei oͤkonomiſche 
Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungs⸗Ver⸗ 
haͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. Die Sachver⸗ 
ſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 

N Mit 
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Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, nämlich 
der Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamts-Deputirte andererſeits, be⸗ 
kannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo wird 
deingemaß das Deichkataſter berichtigt. Andernfalls werden die Akten an die 
Regierung zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerden eingereicht. Wird die 
Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten der Unterſuchung den Beſchwer⸗ 
defuͤhrer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſchei⸗ 
dung iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten zulaffig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe von der Regie⸗ 
rung auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. i 

Die Koſten der Aufſtellung des Kataſters find ruͤckſichtlich der Vermeſ⸗ 

jung von den Intereſſenten, im Uebrigen von dem geſammten Deichverbande 
zu tragen. 


Nr 

Die Koften für den Schlußdeich von der Montau bis zur Höhe bei 
Neuenburg und fuͤr die Deichſchleuſe in der Montau, desgleichen fuͤr die Re⸗ 
gulirung der Montau (H. 4.) und die Einrichtung der Baſſins für das Bin⸗ 
nenwaſſer ($. 5.) werden nach einem beſonderen Kataſter vertheilt, bei deſſen 
Aufſtellung das im $. 8. vorgeſchriebene Verfahren und nachſtehende Grund⸗ 
ſaͤtze zu beobachten find. ; 

Hinfichtlich der Lage gegen Ruͤckſtau find vier Klaſſen anzunehmen und 
die Grundſtuͤcke, je nachdem ſie 5 

1) unterhalb der Chauſſee zwiſchen Klein⸗Lubin und Nieder⸗Gruppe, oder 
2) zwiſchen dieſer und der Michelauer Trift vom Deiche ab bis zur Höhe 
von Adl. Gruppe, oder 
3) zwiſchen der letzteren und einer auf der oberen Grenze von Polniſch⸗ 
Weſtphalen vom Deich nach der Hoͤhe fuͤhrenden Linie, oder endlich 
4) oberhalb dieſer Linie liegen, ö 
mit ein eintel, drei viertel, ein halb, ein viertel der Normalflaͤche (reduzirten 
Flaͤche) des Hauptkataſters zu veranlagen. \ 

Die Wieſen zwifchen den Montau⸗Staudeichen und unterhalb des Olszyna⸗ 

Walles bleiben beitragsfrei. ; 
$. 10, 

Der Deichverband hat wahrend der Deichvertheidigung für die Unter⸗ 
bringung der Wachmannſchaften, Fuhrwerke u. ſ. w. zu ſorgen. 

Im Falle eines Durchbruchs muß der Schlußdeich Behufs Ableitung 
des Bruchwaſſers durchſtochen werden. Die Regierung hat nach Anhörung des 
Deichamtes im Voraus zu beſtimmen, an welcher Stelle der Durchſtich erfolgt, 
und wer denſelben auszuführen hat; die Stelle ift mit Pfaͤhlen zu bezeichnen. 


$. 11. 


Die Grundbeſitzer, welche wegen zu großer Entfernung, oder wegen 
Sperrung der Kommunikation durch Waſſer, nicht zu den Natural⸗Huͤlfslei⸗ 
(Nr. 4149.) a N ſtungen 
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ſtungen haben aufgeboten werden koͤnnen, ſollen in den Jahren, in welchen ein 
ſolches Aufgebot ſtattgefunden, einen beſonderen verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag 
zur Deichkaſſe leiſten. Dieſer wird von dem Deichamte auf die Zeit von fünf 
zu fuͤnf Jahren feſtgeſetzt und zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


H. 12. 


Alles was in HH. 10. bis 12, der Allgemeinen Beſtimmungen vom 14. 
November 1853. von den Deichkaſſenbeitraͤgen geſagt iſt, gilt auch fuͤr die 
Naturalleiſtungen der Deichgenoſſen. d 

Die gewoͤhnliche Deichpflicht kann bis zum Betrage einer Jahresleiſtung 
denjenigen Deichgenoſſen erlaſſen werden, welche durch Brandungluͤck nach dem 
Urtheile des Deichamtes in ihrer Leiſtungsfaͤhigkeit erheblich geſchwaͤcht find. 


H. 13. 


Wird bei einem zu nahe an oder auf dem Deiche ſtehenden Gebaͤude 
ein Bau nöthig, der einem Neubau gleich zu achten iſt, ſo muß dieſes Gebäude 
bis auf fuͤnf Ruthen vom inneren Deichfuße zuruͤckgelegt werden. 


§. 14. 


Die Niederung wird in vier Aufſichtsbezirke getheilt und für jeden ein 
Deichgeſchworner und ein Stellvertreter deſſelben auf drei Jahre gewählt. 


$. 15. 8 


Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
eilf beſtimmt. > BF 
5 Das Deichamt verfammelt ſich regelmaßig im Frühjahr und Herbſt. 
Die Verſammlungstage beſtimmt, wie die Deich- und Grabenſchauen, der 
Deichhauptmann. 


$. 16. 


Behufs der Wahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen wird die Nie⸗ 
derung in zehn Wahlbezirke getheilt. Von dieſen umfaßt 
der I. Bezirk die Ortſchaften: 
1) Dominium Sartowitz, 2) Nieder⸗Sartowitz, 3) Groß⸗, 4) Klein: 
Schwenten, 5) Alt-, 6) Neu-Marſau, 7) Jungen, 8) Jungen⸗ 
ſand, 9) Dominium Gruppe; 
II. die Ortſchaften: 5 
| 10) Deutſch⸗Weſtphalen, 11) Polniſch⸗Weſtphalen, 12) Neunhuben; 
„III. die Ortſchaften: 5 
13) Brattwin, 14) Ober⸗, 15) Nieder⸗Gruppe; | 
= IV. die Ortſchaften: ; 
16) Michelau, 17) Dragaß; 
V. die Ortſchaften: 
18) Klein = Lubin, 19) Groß = Lubin und Compagnie = Krug, 
20) Rachaushof; 


* 


* 


\ der 
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der VI. die Ortſchaften: 5 N ö 
24) Kommerau, 22) Dominium Sibſau, 23) Groß⸗, 24) Klein⸗ 
Sibſau, 25) Koͤllm. Sibſau, 26) Dominium Bankau, 27) Kruſch, 
28) Floetenau; a 
„VII. die Ortſchaften: b 5 
29) Montau, 30) Groß⸗, 31) Klein⸗Sanskau, 32) Vorwerk Sans⸗ 
kau, 33) Dorf-, 34) Neuſaß⸗Treul; | 
VIII. die Ortſchaften: : 
35) Groß⸗Kommorsk, 36) Klein⸗Kommorsk, 37) Kaͤthner⸗Dorf 
. Kommorsk, 38) die Beſitzer der Kommorsker Erbpachtswieſen; 
= IX. die Ortſchaften: 
39) die Stadt Neuenburg, 40) Vorwerk Koneziec, 41) Adlig Treul, 
42) die Beſitzer der ehemaligen Herren⸗Ratteyer u. ſ. w. auf dem 
rechten Ufer der Montau; 8 5 
X. die Ortſchaften: 
43) Weyde, 44) Sprind, 45) Sandberg, 46) Pſalteriſten, 47) Ca- 
pituls Milcherei, 48) Unterberg, 49) Kniatek und 50) alle uͤbri⸗ 
gen Wieſenbeſitzer auf dem linken Ufer der Montau. 
Der VII. Bezirk waͤhlt zwei Repraͤſentanten, jeder der uͤbrigen Bezirke 
Einen Repraͤſentanten und eine gleiche Zahl von Stellvertretern auf drei Jahre. 

Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat und nicht 
Unterbeamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert 
die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich 
Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, 
ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 


Stimmfaͤhig bei der Wahl iſt jeder großjährige Beſitzer eines deichpflich⸗ 
tigen Grundſtuͤcks von mindeſtens funfzehn Normalmorgen Preußiſch Maaß, 
wenn der Beſitzer mit ſeinen Deichkaſſenbeitraͤgen nicht im Ruͤckſtande iſt und 
den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat. 

Die Beſitzer N 

i a von 30— 90 Morgen haben zwei Stimmen, 

„ 91180 drei z 


* 
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g ee % pdbier ; 
und ſo fort für je 120 Normalmorgen Eine Stimme mehr; doch kann kein 
einzelner Beſitzer mehr als zehn Stimmen fuͤr ſeine Perſon haben. Die klei⸗ 
neren Grundbeſitzer konnen in jedem Wahlbezirke zuſammentreten und durch 
Wahlmänner nach Verhaͤltniß des Geſammtbeſitzes ihre Stimmen abgeben. 

Pfarren, Kirchen und Schulen und andere moraliſche Perſonen, des⸗ 
gleichen Frauen und Minderjährige, duͤrfen das ihnen zuſtehende Stimmrecht 
durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch einen anderen bevollmaͤchtigten 
Deichgenoſſen ausuͤben laſſen. a A ' 

Andere Beſitzer können ebenfalls ihren Zeitpaͤchter, ihren Gutsverwalter, 
oder einen anderen ſtimmfaͤhigen Deichgenoſſen zur Ausuͤbung ihres Stimm 
rechts bevollmaͤchtigen. f m 

Jahrgang 1855. (Nr. 4149-4150.) 4 Gehoͤrt 
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» Gehört ein Grundſtuͤck mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, fo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. 
ns H. 18. = 

Die Lifte der Wähler jedes Wahlbezirks ftellt zum erſten Male der Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſarius, fpäter der Deichhauptmann auf. j 

Die Wahlkommiſſarien werden von der Regierung ernannt. 

Die Liſte der Waͤhler wird vierzehn Tage lang in einem oder mehreren 
zur oͤffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen offen gelegt. Waͤhrend dieſer Zeit 
kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem 
Wahlkommiſſarius erheben. Die Entſcheidung uͤber die Einwendungen und die 
Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 


SS Ne, 

Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ber: 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. ö 

. H. 20. 

Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und Behinderungsfaͤllen des 
Repräfentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Repraͤſentant 
waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder 
ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte wählt. 

\ H. 21. i 

Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. | 

Gegeben Charlottenburg, den 27. Dezember 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


: Fiuͤr den Miniſter für landwirth⸗ 
v. d. Heydt. Simons. ſchaftliche Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


1855. ; 


(Nr. 4150.) Statut des Deichverbandes der Thorner Stadt⸗ Niederung. Vom 3. Januar 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 3 5 

Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer in dem 
vorderen Theile der Thorner Stadt⸗Niederung Behufs der gemeinſamen Un⸗ 
3 8 ter⸗ 


„ 


terhaltung und Verſtaͤrkung der Weichſeldeiche zu einem Deichverbande zu verei⸗ 
nigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten er⸗ 
folgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes über das Deich⸗ 
weſen vom 28. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz⸗Sammlung vom Jahre 
1848. Seite 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung 


„Deichverband der Thorner Stadt-Niederung“ 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut: 


. N 

In der auf dem rechten Weichſelufer von Schwarzloch bis zur Czar⸗ 
nower Faͤhre ſich erſtreckenden Niederung werden die Eigenthuͤmer aller einge⸗ 
deichten und noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei einem 
Waſſerſtande von 20 Fuß 9 Zoll am Thorner Bruͤckenpegel der Ueberſchwem⸗ 
mung unterliegen wuͤrden und Deichſchutz irgend einer Art genießen, zu einem 
Deichverbande vereinigt. 

Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in Thorn. 


8 8 5 H. 2. ̃ 

Dem Deichverbande liegt es ob, den Deich von ſeinem oberen Ende bis 
zur unteren Grenze der Feldmark Penſau zuvoͤrderſt durchweg auf 25 Fuß 
Pegelhoͤhe, mit 11 Fuß Kronenbreite, waſſerſeitig Sfüßiger und landſeitig 12 fuͤ⸗ 
ßiger Boͤſchung zu bringen, den unteren Deich von Penſau bis zur Czarnower 
Faͤhre aber in feiner gegenwaͤrtigen Höhe zu erhalten und die Boͤſchungen fo 
abflachen zu laſſen, daß der Ueberſturz des Hochwaſſers uͤber denſelben moͤg⸗ 


lichſt wenig ſchaden kann, und endlich die Niederung zwiſchen dem Eichbuſch 


und dem Dorfe Czarnowo durch einen Sommerdeich gegen Sommer⸗Hochwaſſer 
bis zu wenigſtens 14 Fuß Pegelhoͤhe zu ſchuͤtzen. 

Alle dieſe Deiche hat der Deichverband zu unterhalten und zu vertheidi⸗ 
gen; auch hat der Verband die zur Erhoͤhung und Verſtaͤrkung des Penſauer Dei⸗ 
ches uͤber ſein bisheriges Profil im Jahre 1854. verwendeten Koſten zu er⸗ 


ſtatten. 


Den Zeitpunkt, wann der weitere Ausbau der geſammten Eindeichung 
zu dem an der oberen Weichſel fuͤr Hauptdeiche erfahrungsmaͤßig erforderlichen 
vollen Normalprofil und die untere Schließung der Niederung auszufuͤhren iſt, 
wird die Regierung nach Anhörung des Deichamtes beſtimmen. 

; §. 3. 

Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung noͤthig wird, fo hat 
der Deichverband dieſelbe auszuführen, vorbehaltlich feiner Anſprüche an andere 
dazu Verpflichtete, deren bisherige Verbindlichkeit zu Leiſtungen und Arbeiten 
beim Uferbau nicht verändert wird. a ö 

9. 4. 

Der Deichverband unterhält die Czarnower Deichſchleuſe; die Kaͤmmerei 

der Stadt Thorn giebt, wie bisher, das dazu erforderliche Holz. f 
Ar. 41500 4* 5. 
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8 Y H. 5. \ 15 3 

Die Aufraͤumung und Krautung des Unterkanals und der Zuleitungs⸗ 
gräben bewirken diejenigen Ortſchaften und Beſitzer, welchen fie bisher oblag, 
nach Anleitung des von der Regierung zu erlaſſenden Krautungs- und Vor⸗ 


fluths⸗Regulatios unter Aufſicht der Deichverwaltung, welche letztere die ſaͤu⸗ 


migen Intereſſenten dazu noͤthigenfalls zwangsweiſe anzuhalten hat. 


H. 6. 5 


Die Arbeiten des Verbandes werden theils durch Naturalleiſtungen be⸗ 
wirkt, theils durch die Deichbeamten fuͤr Geld aus der Deichkaſſe ausgefuͤhrt. 

Die gewoͤhnlichen Erdarbeiten und Fuhren werden auf die zum Ver⸗ 
bande gehoͤrenden Ortſchaften und einzelnen Beſitzer vertheilt; jedoch bleibt die⸗ 
ſen unbenommen, ſtatt der eigenen Arbeit eine Geldleiſtung zu waͤhlen, deren 
Saͤtze das Deichamt beſtimmen wird. Die Wahl der Geldleiſtung muß bis 
zum 15. April jeden Jahres dem Deichhauptmann angezeigt werden, widrigen⸗ 
falls die Erklaͤrung im Laufe des Jahres nicht beruͤckſichtigt zu werden braucht. 

Die von den Deichgenoſſen auszuführenden Erdarbeiten muͤſſen bis zum 
1. Auguſt jeden Jahres, die Uferbauten bis zum 1. Oktober fertig ſein, wenn 
die Regierung nicht ausnahmsweiſe eine laͤngere Friſt bewilligt. 

Die obigen Naturalleiſtungen kann das Deichamt mit Genehmigung der 
Regierung ſo lange und ſo weit beibehalten, als es mit dem Zwecke des Ver⸗ 
bandes vertraͤglich iſt. b 


Die Vertheilung derſelben, ſowie der baaren Geldbeitraͤge zur Beſtrei⸗ 


tung der uͤbrigen Beduͤrfniſſe des Verbandes, zur Beſoldung der Deichbeamten 
u. ſ. w. erfolgt nach dem von der Regierung in Marienwerder auszufertigen⸗ 
den Deichkataſter. Ein Entwurf deſſelben iſt bereits aufgeſtellt. Es ſind darin 
die ertragsfaͤhigen Laͤndereien nach ihrem Ertrags⸗ und Bodenwerth in vier 
Klaſſen veranlagt und zwar in der I. Klaſſe nach der vollen Flaͤche die Hof⸗ 
und Bauſtellen und Gaͤrten, ſowie der Weizen⸗ und Gerſtenboden und dieje⸗ 


nigen Wieſen, welche zweiſchnittig ein dem Rindvieh zutraͤgliches Futter liefern, 


in der II. und III. Klaſſe zu drei viertel und ein halb der Flaͤche diejenigen 


Grundſtuͤcke, welche wegen geringerer Bodenguͤte oder nicht zu beſeitigender Ab⸗ 


wäfferungsmängel den Grundſtuͤcken I. Klaſſe im Ertragswerthe verhaͤltnißmaͤßig 
nachſtehen. Endlich find in die IV. Klaſſe die beftändigen hohen und tiefen Huͤ⸗ 


tungs⸗ und die uͤbrigen Laͤndereien, ſoweit ſie noch als ertragsfaͤhig anzuſehen 


ſind, gewieſen und mit ein viertel der Flaͤche veranlagt worden. J 


So lange die unteren Deiche von Penſau abwärts nicht zu dem Profil 


der oberen Deiche ausgebauet werden und die Niederung unten nicht geſchloſſen 


wird, haben die Ortſchaften Boeſendorf und Toporzysko nur drei viertel, die 


Ortſchaft Czarnowo aber ein halb des nach der Normalflaͤche zu berechnenden 
Beitrages zu entrichten. 
Bis zur definitiven Feſtſtellung des Deichkataſters werden die Leiſtungen 
und Abgaben den Intereſſenten nach dem Kataſter⸗Entwurf berechnet. 
Behufs der Feſtſtellung ift das Kataſter dem Deichamte vollſtaͤndig, und 
den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der Guͤter, welche 
N \ einen 


„ 


einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitzutheilen und zugleich 
im Amtsblatt eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher 
das Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Re⸗ 
Neat e eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei letzterem ange⸗ 
racht werden kann. 

Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die obigen Grundſaͤtze 
der Kataſtrirung gerichtet werden koͤnnen, ſind vom Kommiſſarius unter Zu⸗ 
ziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deichamts-Deputirten und der erforder⸗ 
lichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Dieſe Sachverftändigen find hinſicht⸗ 
lich der Grenzen des Inundationsgebiets und der ſonſtigen Vermeſſungen ein 
vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der 
Bonitaͤt zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen der 
de gau ene e ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet wer⸗ 

en kann. 5 

Die Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. Mit dem 
Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich der Beſchwerde⸗ 
führer. einerſeits, und der Deichamts-Deputirte andererſeits, bekannt gemacht; 
ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein Bewen⸗ 
den und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Anderenfalls werden die 
Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerden. Wird 
die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten zuläflig. f a 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung 
auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. N N 

Die Koſten der Aufftellung des Kataſters find ruͤckſichtlich der Vermeſ⸗ 
ſung von den Intereſſenten, im Uebrigen von dem geſammten Deichverbande 
zu tragen. 

$ 1: ö 

Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt auf vier Silbergroſchen 
für den Normalmorgen (J. Beitragsklaſſe) und die Höhe des anzuſammelnden 
Reſervefonds auf dreitauſend Rthlr. feſtgeſetzt. i 


H. 8. 
Wenn ein Deichgenoſſe durch Brandungluͤck nach dem Urtheile des Deich⸗ 
amtes in ſeiner Leiſtungsfaͤhigkeit erheblich geſchwaͤcht iſt, ſo kann ihm die ge⸗ 
woͤhnliche Deichpflicht bis zum Betrage einer Jahresleiſtung erlaſſen werden. 


5 Sad 
Die Faſchinen werden nicht aus der Deichkaſſe bezahlt, ſondern von den 
Deichgenoſſen unentgeltlich geliefert. ; 

Der Deichverband hat für die Unterbringung der Wachmannſchaften, 
Fuhrwerke u. ſ. w. waͤhrend der Deichvertheidigung zu ſorgen. 


Ar. 4150.) H. 10. 
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: H. 10. „ 

Die Regierung iſt befugt, die Verwaltung des Verbandes auf Koſten 
des letztern durch Beſtellung der erforderlichen Beamten beſorgen zu laſſen, 
falls und ſo lange die Konſtituirung des Deichamtes durch Verſagung der 
Wahlen verhindert werden ſollte. 

Die Geſchaͤfte des Deichhauptmanns beſorgt vorläufig der Landrath des 
Kreiſes, die des Deichinſpektors der Koͤnigliche Kreisbaumeiſter in Thorn. 

Die dieſen Beamten dafuͤr zu gewaͤhrenden Remunerationen beſtimmt 

die Regierung. ü 
j 5 H. 11. 

Die Deichſchauen und die regelmaͤßigen Sitzungen des Deichamtes finden 
im Fruͤhjahr und Herbſt ſtatt. Sie werden, wie die Grabenſchau, von dem 
Deichhauptmann beſonders beſtimmt. g 


8; 12. N 
Die Niederung wird in zwei Aufſichtsbezirke getheilt und für jeden ein 
Deichgeſchworner und ein Stellvertreter auf drei Jahre vom Deichamte gewaͤhlt. 


9. 13. 6 
Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
fuͤnf feſtgeſetzt. er 
Hiervon wählen: X: 
1) die Ortſchaften Gurske, Alt⸗Thorn und Penſau 
je Einen Repraͤſentanten, 
2) die Ortſchaften Przyſiek und Schmolln 
gemeinſchaftlich, und zwar jaͤhrlich alternirend, Einen Repraͤſentanten, 
3) die Ortſchaften Boeſendorf, Toporzysko und Czarnowo 
und zwar abwechſelnd, jede fuͤr Ein Jahr, Einen Repraͤſentanten, 
zuſammen fuͤnf Repraͤſentanten und ebenſoviel Stellvertreter. 5 
Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat und nicht Un⸗ 
terbeamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die 
Wahl die Wirkung. 
: Vater und Sohn, fowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mitglieder des 
Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der 
ältere allein zugelaſſen. 
Die Wahlperiode iſt fuͤr die Repraͤſentanten derjenigen Ortſchaften, welche 
eine ſelbſtſtaͤndige Vertretung im Deichamte haben, eine dreijährige, in den uͤbri⸗ 
gen Ortſchaften, welche in der Vertretung wechſeln, eine einjaͤhrige. 


F. 14. 


Bei der Wahl der Repraſentanten und Stellvertreter in den Dorfſchaf⸗ 
ten, welche unter Leitung der Ortsvorſteher erfolgt, hat jeder Beſitzer eines 
deichpflichtigen Grundſtuͤcks von mindeſtens zehn Normalmorgen Preußiſches 

f Maaß 
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Maaß, wenn er großjaͤhrig, mit feinen Deichabgaben nicht im Ruͤckſtande ift 
und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel ver⸗ 
loren hat, ein perfünliches und gleiches Stimmrecht. 

Der Beſitzer von Gursker Anwuchs waͤhlt in der Gemeinde Schmolln, 
der von Vorwerk Toporzysko in der Gemeinde Toporzysko mit. 
Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere moraliſche Perſonen, des⸗ 
gleichen Frauen und Meinderjährige, haben Stimmrecht für ihre deichpflichtigen 
Grundſtuͤcke und dürfen daſſelbe durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch 
Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

. §. 15. 

Die Liſte der Waͤhler wird vom Deichhauptmann aufgeſtellt und vierzehn 
Tage lang in einem oder mehreren zur oͤffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen 
offen gelegt. Wahrend dieſer Zeit kann jeder Betheiligte Einwendungen ge⸗ 
gen die Richtigkeit der Liſte bei dem Wahlkommiſſarius erheben. Die Ent⸗ 
ſcheidung uͤber die Einwendungen und die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem 
Deichamte zu. f 

5 5 H. 16. 
Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 

pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber die Ge⸗ 
meindewahlen analogiſch anzuwenden. a 


H 
Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn der Repraͤſentant 
waͤhrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, 
oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte wählt. 
N $. 18. 5 
Die Allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853. (Gefeß- Sammlung vom Jahre 1853. S. 935.) 
haben fuͤr den Deichverband Guͤltigkeit, ſo weit ſie oben nicht abgeaͤndert ſind. 
H. 19. „ 
Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. . 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. f f 
Gegeben Potsdam, den 3. Januar 1855. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


N ; Fuͤr den Miniſter fuͤr landwirth⸗ 
v. d. Heydt. Simons. ſchaftliche Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4150-4151.) ; (Nr. 4151,) 


iD 


(Nr, 4151.) Nachtrag zu dem Regulativ vom 6. September 1848., die Anlage von Dampf⸗ 
keſſeln betreffend. Vom 19, Januar 1855. 


D. ſich das Beduͤrfniß ergeben hat, die Beſtimmungen des Regulativs vom 
6. September 1848., die Anlage von Dampfkeſſeln betreffend (Geſetz-Samm⸗ 
ſammlung 1848. S. 321.), in einigen Punkten abzuändern und zu ergänzen, 
ſo wird hierdurch Folgendes beſtimmt: 


a Zu H. 6. 
Die Anwendung der nach Art der Lokomotivkeſſel gebauten Roͤhrenkeſſel 
iſt geſtattet. a 
8 Zu $ 11. 


Die fogenannten Federmanometer find als Vorrichtungen, welche den 
ſtattfindenden Druck der Daͤmpfe zuverlaͤſſig angeben, nicht zu achten. 


. a Zu $. 12. 

An die Stelle dieſes hierdurch aufgehobenen Paragraphen tritt folgende 
Beſtimmung: 

Die Verwendung von Gußeiſen zu den Wandungen der Dampfkeſſel, 
wohin auch die Dampfdome, Mannlochverſchluͤſſe und Feuerroͤhren zu rechnen 
find, ſowie zu den Siederoͤhren und deren Verſchluͤſſen iſt ohne Ausnahme und 
ohne Unterſchied der Abmeſſungen unterſagt. a i 

Die Verwendung von Meſſingblech zu den Wandungen der Dampfkeſſel 
ift gleichfalls unterſagt; es iſt jedoch geſtattet, ſich des e zu Feuer⸗ 
roͤhren bis zu einem inneren Durchmeſſer von vier Zollen zu bedienen. 

Zu H. 13. I. 

Die Beſtimmung, daß bei Dampfkeſſeln von anderer als cylindrifcher 
Form die Staͤrke des Blechs dem Verfertiger des Keſſels uͤberlaſſen bleibt, 
derſelbe aber dafuͤr zu ſorgen hat, daß die Wandſtaͤrke des Keſſels mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die etwa vorhandene Verankerung durch Stehbolzen, dem beabſichtig⸗ 
ten Dampfdruck entſprechend, beſtimmt werde, findet auch auf Feuerroͤhren von 
anderer als eylindriſcher Form Anwendung. 8 

Berlin, den 19. Januar 1855. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Rebigirt im Büreau des Skaats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


